
Hawesko Holding Aktiengesellschaft 
Hamburg 
 
Ordentliche Hauptversammlung (virtuelle Hauptversammlung) 
am Dienstag, den 15. Juni 2021 um 11:00 Uhr  
 

Vergütung des Aufsichtsrats 

Nach Paragraf 113 Absatz 3 AktG in der durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten 

Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II) geänderten Fassung hat die Hauptversammlung einer 

börsennotierten Gesellschaft mindestens alle vier Jahre einen Beschluss über die Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder zu fassen. Die erstmalige Beschlussfassung hat bis zum Ablauf der ersten 

ordentlichen Hauptversammlung, die auf den 31. Dezember 2020 folgt, zu erfolgen. 

 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist in Paragraf 16 der Satzung der Gesellschaft geregelt 

und wurde am 19. Juni 2017 durch die Hauptversammlung beschlossen.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder nach Paragraf 16 

der Satzung der Gesellschaft, einschließlich des im Folgenden dargestellten Vergütungssystems für 

die Aufsichtsratsmitglieder, zu bestätigen. 

 

Paragraf 16 der Satzung der Gesellschaft lautet wie folgt:  

 

§ 16 

Vergütung des Aufsichtsrats 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben Anspruch auf Ersatz der ihnen in Aus-übung ihrer 

Aufsichtstätigkeit entstandenen baren Auslagen, zu denen auch die auf ihre Auslagen entfallende 

Umsatzsteuer zu rechnen ist sowie auf die Verauslagung für die Verteidigungskosten aus 

strafrechtlichen Ermittlungs- und Gerichtsverfahren, die im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit als 

Aufsichtsratsmit-glied stehen, einschließlich des für internationale Großsozietäten oder entspre-

chende Spezialkanzleien marktüblichen Honorars für die vom Aufsichtsratsmit-glied frei zu 

wählenden Rechtsanwälte. 

 

(2) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine Vergütung. Die 

Vergütung berechnet sich aus einem fixen Teil, aus einem variablen Teil und aus einem Teil, der von 

der Anzahl der Sitzungen abhängt („Sitzungs-geld"). Der fixe Teil beträgt Euro 4.200,00 pro Jahr. 

Der variable Teil berechnet sich als 0,2% des Bilanzgewinns vermindert um 25% der auf den 

geringsten Ausgabebetrag der Aktien geleisteten Einlagen. Das Sitzungsgeld beträgt Euro 1.050,00 

pro Sitzung, diese Vergütung erhalten auch Aufsichtsratsmitglieder für Sitzungen eines 

Ausschusses, an denen sie als aus der Mitte des Aufsichtsrats bestellte Mitglieder dieses 

Ausschusses oder im Rahmen ihres Teilnahmerechts nach § 109 Abs. 2 AktG teilnehmen. Der 

Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält die 2-fache, Stellvertreter des Vorsitzenden erhalten die 1 1/2-

fache Vergütung. Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die auf seine Bezüge 

entfallende Umsatzsteuer. 

 

(3) Mit Antritt ihrer Tätigkeit haben die Aufsichtsmitglieder einen Anspruch gegen die Gesellschaft 

auf Einbeziehung in eine von den Vorstandsmitgliedern separate, angemessene D&O Versicherung 

ohne Selbstbehalt mit einer Deckungssumme von mindestens Euro 15.000.000,00. Für den Fall, 

dass die Deckungssumme durch andere Schadensereignisse aufgebraucht wurde, ist der 

Gesellschaft durch den D&O-Versicherer ein Recht auf Wiederauffüllung eingeräumt, von dem die 

Gesellschaft im Interesse des Aufsichtsratsmitgliedes unaufgefordert Gebrauch machen wird. 

 

― Es besteht Versicherungsdeckung auch für im oder aus dem Ausland und/oder nach 

ausländischem Recht gegen das Aufsichtsratsmitglied geltend gemachte Ansprüche. 

― Die Versicherungsdeckung umfasst die Übernahme von Verteidigungskosten des 

Aufsichtsratsmitglieds einschließlich des für internationale Großsozie-täten oder entsprechende 

Spezialkanzleien marktüblichen Honorars für die vom Aufsichtsratsmitglied frei zu wählenden 

Rechtsanwälte. 

― Der Anspruch umfasst zeitlich Versicherungsschutz für die gesamte Amtszeit des jeweiligen 

Aufsichtsratsmitglieds sowie nach Erlöschen des Auf-sichtsratsmandates den Zeitraum bis zum 



Ablauf der Verjährungsfrist der §§ 116, 93 Abs. 6 AktG. Für die Zeit in der der Versicherungsschutz 

nach Erlöschen des Aufsichtsratsmandates fortbesteht, ist das ehemalige Aufsichtsratsmitglied im 

Rahmen der D&O-Versicherung den aktuellen Auf-sichtsrats- und Vorstandsmitgliedern 

gleichzustellen. Insbesondere ist die Deckungshöchstsumme gleichmäßig unter diesen aufzuteilen. 

― Sollte der vorstehend beschriebene Mindeststandard aufgrund von Veränderungen im D&O-

Markt zukünftig nicht oder nicht mehr zumutbar aufrechterhalten werden können, hat die 

Gesellschaft einen Versicherungsschutz zu verschaffen, der dem beschriebenen Mindeststandard 

unter den dann bestehenden Marktverhältnissen am nächsten kommt. 

 

Das entsprechende Vergütungssystem für die Aufsichtsratsmitglieder stellt sich im Einzelnen wie 

folgt dar (Angaben nach §§ 113 Abs. 3 Satz 3 i.V.m. 87a Abs. 1 Satz 2 AktG): 

 

a)  Grundzüge des Vergütungssystems 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine Vergütung, die in einem angemessenen Verhältnis zu 

ihren Aufgaben und der Lage der Gesellschaft steht. Das System zur Vergütung der 

Aufsichtsratsmitglieder sieht eine feste Vergütungskomponente sowie eine variable, 

erfolgsorientierte Vergütungskomponente vor. Die variable Komponente der Vergütung orientiert 

sich am Bilanzgewinn des jeweils vorangegangenen Geschäftsjahres vermindert um 25% der auf 

den geringsten Ausgabebe-trag der Aktien geleisteten Einlagen. Vorstand und Aufsichtsrat sind der 

Auffassung, dass diese jahresbezogene Vergütungskomponente der Bedeutung der Bera-tungs- 

und Überwachungsfunktion des Aufsichtsrates angemessen Rechnung trägt. Eine zeitgerechte 

Bemessung der variablen Vergütung trägt unterjährigen Veränderungen in der Zusammensetzung 

des Aufsichtsrates durch das Ausscheiden oder den Eintritt neuer Aufsichtsratsmitglieder besser 

Rechnung. Im Übrigen wird mit dem Bilanzgewinn an ein objektiv feststellbares und dem jeweils 

festgestellten Jahresabschluss zu entnehmendes Kriterium für den Unternehmenserfolg angeknüpft, 

was nach Auffassung von Vorstand und Aufsichtsrat eine effektive Wahrnehmung der Beratungs- 

und Überwachungstätigkeit durch den Aufsichtsrat erlaubt, die wiederum einen wichtigen Beitrag zur 

Förderung der Geschäftsstrategie und der langfristigen Entwicklung der Gesellschaft leistet. Die 

Gewährung einer kombinierten festen und erfolgsabhängigen Vergütung auf Basis des 

Bilanzgewinns hat sich in der Vergangenheit bewährt. Die Höhe der Vergütung hängt im Übrigen 

von den übernommenen Aufgaben des jeweiligen Mitglieds im Aufsichtsrat und seinen Ausschüssen 

ab, wodurch zusätzliche übernommene Aufgaben und Verantwortung angemessen honoriert 

werden. Das entspricht auch der Empfehlung G.17 des DCGK 2020.  

 

Die Höhe und Ausgestaltung der Aufsichtsratsvergütung ist nach Auffassung von Vorstand und 

Aufsichtsrat – auch im Hinblick auf die Aufsichtsratsvergütungen anderer börsennotierter 

Gesellschaften in Deutschland – angemessen, so dass die Gesellschaft auch in Zukunft in der Lage 

sein wird, hervorragend qualifizierte Kandidaten für den Aufsichtsrat zu gewinnen und zu halten. 

Dies ist Voraussetzung für eine effektive Beratungs- und Überwachungstätigkeit durch den 

Aufsichtsrat. Aufgrund der besonderen Natur der Aufsichtsratstätigkeit, die sich grundlegend von der 

Tätigkeit der Arbeitnehmer der Gesellschaft unterscheidet, erfolgt kein vertikaler Vergleich der 

Aufsichtsratsvergütung mit der Arbeitnehmervergütung. 

 

b) Feste und variable Vergütung 

Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine Vergütung, die sich aus einem festen Teil, einem variablen 

Teil und einem Teil, der von der Anzahl der Sitzungen abhängt („Sitzungsgeld“), berechnet. Die 

Festvergütung beträgt EUR 4.200,00 pro Jahr. Der variable Teil der Vergütung berechnet sich als 

0,2% des Bilanzgewinns der Gesellschaft vermindert um 25% der auf den geringsten Ausgabebetrag 

der Aktien der Gesellschaft geleisteten Einlagen. Das Sitzungsgeld beträgt EUR 1.050,00 pro 

Sitzung und wird auch für Sitzungen eines Ausschusses gewährt, an denen ein Aufsichtsratsmitglied 

als bestelltes Mitglied des Ausschusses oder im Rahmen seines Teil-nahmerechts nach § 109 Abs. 

2 AktG teilnimmt.  

 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält die 2-fache, Stellvertreter erhalten die 1 1/2-fache 

Vergütung. 

 

c)  Auslagenersatz 

Neben der Gewährung der beschriebenen Vergütung werden den Aufsichtsratsmitgliedern die ihnen 

in Ausübung ihrer Aufsichtstätigkeit entstehenden baren Auslagen einschließlich der auf ihre 



Auslagen entfallenden Umsatzsteuer erstattet. Der Auslagenersatz erfasst auch die Verauslagung 

für die Verteidigungskosten aus strafrechtlichen Ermittlungs- und Gerichtsverfahren, die im 

Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied stehen, einschließlich des für 

internationale Großsozietäten oder entsprechende Spezialkanzleien marktüblichen Honorars für die 

vom Aufsichtsratsmitglied frei zu wählenden Rechtsanwälte. Ferner erstattet die Gesellschaft den 

Aufsichtsratsmitgliedern die auf ihre Bezüge entfallende Umsatzsteuer. 

 

c)  D&O-Versicherung 

Mit Antritt ihrer Tätigkeit haben die Aufsichtsmitglieder zudem einen Anspruch auf Einbeziehung in 

eine von den Vorstandsmitgliedern separate, angemessene D&O-Versicherung ohne Selbstbehalt 

mit einer Deckungssumme von mindestens EUR 15.000.000,00. Für den Fall, dass die 

Deckungssumme durch andere Schaden-sereignisse aufgebraucht wurde, ist der Gesellschaft durch 

den D&O-Versicherer ein Recht auf Wiederauffüllung eingeräumt, von dem die Gesellschaft im 

Interesse des Aufsichtsratsmitglieds unaufgefordert Gebrauch machen wird. Es besteht Versiche-

rungsdeckung auch für im oder aus dem Ausland und/oder nach ausländischem Recht gegen das 

Aufsichtsratsmitglied geltend gemachte Ansprüche. Die Versiche-rungsdeckung umfasst die 

Übernahme von Verteidigungskosten des Aufsichtsratsmitglieds einschließlich des für internationale 

Großsozietäten oder entsprechende Spezialkanzleien marktüblichen Honorars für die vom 

Aufsichtsratsmitglied frei zu wählenden Rechtsanwälte. Der Anspruch umfasst zeitlich 

Versicherungsschutz für die gesamte Amtszeit des jeweiligen Aufsichtsratsmitglieds sowie nach 

Erlöschen des Aufsichtsratsmandats den Zeitraum bis zum Ablauf der Verjährungsfrist der §§ 116, 

93 Abs. 6 AktG. Für die Zeit, in der der Versicherungsschutz nach Erlöschen des 

Aufsichtsratsmandats fortbesteht, ist das ehemalige Aufsichtsratsmitglied im Rahmen der D&O-

Versicherung den aktuellen Aufsichtsrats- und Vorstandsmitgliedern gleichzustellen. Insbesondere 

ist die Deckungshöchstsumme gleichmäßig unter diesen aufzuteilen. Sollte der vorstehend 

beschriebene Mindeststandard aufgrund von Veränderungen im D&O-Markt zukünftig nicht oder 

nicht mehr zumutbar aufrechterhalten werden können, hat die Gesellschaft einen 

Versicherungsschutz zu verschaffen, der dem beschriebenen Mindeststandard unter den dann 

bestehenden Marktverhältnissen am nächsten kommt. 

 

d)  Maximalvergütung 

Eine betragsmäßig bezifferte Obergrenze der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder besteht nicht. 

Die Maximalvergütung der Aufsichtsratsmitglieder ergibt sich aus der Summe der Festvergütung, 

der variablen Vergütung, des Sitzungsgelds, der Versicherungsprämien für die D&O Versicherung, 

der Auslagen und etwaiger Umsatzsteuer.  

 

e)  Sonstige Regelungen 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder ist abschließend in der Satzung geregelt; Neben- oder 

Zusatzvereinbarungen bestehen nicht. Auch Zusagen von Entlassungs-entschädigungen, 

Ruhegehalts- und Vorruhestandsregelungen bestehen nicht. Auf-schubzeiten für die Auszahlung 

von Vergütungsbestandteilen und Möglichkeiten zur Rückforderung variabler 

Vergütungsbestandteile sind nicht vorgesehen. 

 

f)  Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungssys-tems 

Das Vergütungssystem der Aufsichtsratsmitglieder wird von der Hauptversammlung auf Vorschlag 

des Vorstands und des Aufsichtsrats mindestens alle vier Jahre beschlossen oder bestätigt. Fasst 

die Hauptversammlung keinen bestätigenden Beschluss, so ist spätestens in der darauffolgenden 

ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zur Beschlussfassung 

vorzulegen. 

 

Die Vergütung ist in der Satzung der Gesellschaft geregelt. In regelmäßigen Abständen, spätestens 

alle vier Jahre, nehmen Vorstand und Aufsichtsrat eine Überprüfung vor, ob Höhe und Ausgestaltung 

der Vergütung in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben des Aufsichtsrats sowie der 

Lage der Gesellschaft stehen sowie den gesetzlichen Vorgaben und den Empfehlungen des DCGK 

entsprechen. Hierzu betrachtet der Aufsichtsrat auch Vergütungsregelungen in vergleichbaren 

Unternehmen (horizontaler Marktvergleich). Bei Weiterentwicklung und Überprüfung der 

Vergütungssysteme kann sich der Aufsichtsrat durch Vergütungs- und/oder Rechtsberater 

unterstützen lassen. Sofern Anlass besteht, das Vergütungssystem für den Aufsichtsrat zu ändern, 



werden Vorstand und Aufsichtsrat der Hauptversammlung einen Vorschlag zur Änderung der 

Satzungsregelung zur Aufsichtsratsvergütung vorlegen. 

 

Beim Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungs-systems gelten 

mit Blick auf etwaige Interessenkonflikte und deren Behandlung die allgemeinen Regeln des 

Aktiengesetzes und des DCGK. Institutionell wird Interessenkonflikten zudem dadurch vorgebeugt, 

dass etwaige Änderungsvorschläge auch vom Vorstand mitgetragen werden müssen und die finale 

Entscheidung über die Aufsichtsratsvergütung bei der Hauptversammlung liegt. 
 

Hamburg, im Mai 2021 

 

Hawesko Holding Aktiengesellschaft 

 


